
Bei mkläglichen Endedes
Zukunftstischs, der am
MittwochvomParlament

nochvor seinemEntstehen
gekippt wurde, bleibt nicht
nur die Zivilgesellschaft auf

der Strecke. Das
Parlamentsplenumhat sich
zugleich demDiktat der
Fraktionschefsgebeugt.

(ergué) – Wie das Monster
vonLochNesstauchtesieinden
letzten zwei Jahren immer wie-
der aus dem Morast des parla-
mentarischen Alltags auf: Die
Idee eines Zukunftstisches, an
dem über die Herausforderun-
gendebattiert werdensollte, die
auf Luxemburg in den nächsten
Jahrzehnten in Sachen Renten-
absicherung, Bevölkerungs-
wachstum und Nachhaltigkeit
zukommen. Nachdemsogar der
Premier sich für eine solche
Runde ausgesprochen hatte, in
die auch die sogenannte Zivilge-
sellschaft mit einbezogen wer-
densollte, machte der CSV−Frak-
tionschef Lucien Weiler anläss-
lichder Debattezur Lageder Na-
tion i m vergangenen Mai einen
konkretenVorschlag. Ineiner Re-
solution präsentierte er das Mo-
dell eines "Konvents", der unter
der Schirmherrschaft des Parla-
ments tagen, aber ausdrücklich
auch die "forces vives de la na-
tion" einbeziehensollte.
Die einzige Partei, die damals

prinzipielle Bedenken anmelde-
te, war die sonst eher bürgerna-
heLSAP, diesichaber schonseit
einiger Zeit auf die Linie einer
rein parlamentarischen Zu-
kunftsdebatte festgelegt hatte.
Bei ihrer Enthaltung, aber von
allenanderen Parteiengetragen,
wurde die Resolution Weiler i m
Mai angenommen. Daraufhin ge-
schaherst einmal nicht viel. Erst
am10. Oktober befasstesichdie
Konferenz der Fraktionspräsi-
denten i mParlament mit einem
Brief der Grünen, dieauf die Um-

setzung der Resolution dräng-
ten. Der Bericht über diese Sit-
zung offenbart Erstaunliches:
Statt über diese Umsetzung zu
reden, führten die Frakti-
onschefs eine Diskussion"surle
principe, le comment et le
quand d'une Convention sur l'a-
venir du Luxembourg". Ein Kon-
vent oder eine parlamentarische
Kommission, mit oder ohne Teil-
nahme von ExpertInnen oder
NGO, diese Fragen wurden er-
neut aufgeworfen.

Kompetenzüberschreitung
Damit tat die Konferenz der

Fraktionspräsidenten etwas Un-
zulässiges: Indem sie den Be-
schluss des Plenums in Frage
stellte, übertrat sieihre Kompe-
tenzen. Die Konferenz endeteje-
dochohneEinigung: "Partantles
différents groupes politiques ne
sont pas arrivés à trouver un
consensus sur le fonctionne-
ment pratique d'une telle Con-
vention. La Conférence des
Présidentsyreviendralors desa
réuniondu22 octobre2002", der
Punkt wurde vertagt. Nun legte
François Bausch, Fraktionschef
der Grünen in einem zweiten
Brief einen konkreten Vorschlag
für die Besetzung des Konvents
auf den Tisch, der am 22. Ok-
tober auf der Tagesordnung der
Präsidentenkonferenz stand. Mit
den Sti mmen vun DP, LSAP und
ADR wurde der Vorschlag abge-
lehnt.
Am Mittwoch fand nun im

Kammerplenum der letzte Akt
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ParlamentstourismusalsEntwicklungshilfe
I n der Juli−Ausgabe des Rundbriefs der "Assemblée Par-
lementaire dela Francophonie" (APF) erfährt Luxemburg
besonderes Lob: Unser Kooperati onsministeri umzeigte
sich spendabel und erklärte sich bereit, ei n Seminar der
APF, dasi m März 2002in Dakar (Senegal) stattgefunden
hatte, zu ei nemDrittel mitzufi nanzieren. Rund 21.000Eu-
ro der Gesamtkosten von 63.000 Euro werden unserem
Ministeri um jetzt verrechnet, für si nnvolle Sachen wie
"achat styl os 1. 196 Euros" oder "achat cartables 5.764
Euros". Am meisten i ns Geld geschlagen haben aber die
Busi ness−Class-Fl üge der sechs "parlementaires−confé-
rienciers" und i hrer Begleiter: 35. 075 Euro durften die
Reiseagenturen kassieren − so zahlten allei ne die beiden
Luxemburger Teil nehmer zusammen 6.610Euro, umdrei
Tage in Dakar zumThema"Le Parlement et les relati ons
i nternati onales" zu referieren. Fast bescheiden ni mmt
sich auf den ersten Blick das Handgel d aus, das diezwölf
Referenten für sich kassierten: 63,43 Euro pro Tag und
Nase. Nur, wozu so ei n per diem, wenn Hotel und Verko-
stung (zusammen über 13. 000 Euro) ebenfalls zu Lasten
der Veranstalter gehen? Aber Hauptsache, das Seminar
war ei n Erfolg. Allerdi ngs, ganz so sicher ist das nicht.
Die APFist wesentlich schneller hi nsichtlich der Aufstel-
l ungi hrer Spesenrechnungen, als was die Aktualisierung
i hrer Homepage anbelangt. Der Bericht über diese ach so
wichti ge Veranstaltungist noch "en élaborati on".

ADR will Urzelle der Gesellschaft stärken
Das "Aktionskomitee fir Demokratie a Rentegerechteg-
keet" (ADR) spricht sich gegen das von der Regierung
ei ngereichte Partnerschaftsgesetz aus. Mit diesem Ge-
setz sollen nichteheliche Partnerschaften i n den Genuss
ei ni ger Rechte und Pflichten gelangen, wie sie bisher nur
für verheiratete Paare vorgesehen waren. Dari n sieht das
ADR eine Art Vorstufe zu ei ner zivilrechtlichen Ehe für
homosexuelle Paare, verbunden mit demAnspruch, Ki n-
der adoptieren zu können. Somit sei das "Naturrecht der
Ki nder auf Vater und Mutter" i n Gefahr. "I n ei ner Zeit, wo
die I nstituti on Ehe und Familie nie gekannten Belastun-
gen und Zerrei ßproben ausgesetzt si nd, muss alles daran
gesetzt werden, umdie Urzelle der Gesellschaft, nämlich
die Familie, zu stärken undzufesti gen", hei ßt es hierzui n
ei ner Stell ungnahme des ADR. Das Aktionskomitee be-
fürchtet ebenfallsfür Ki nder, die von Homo−Paaren erzo-
gen werden, mangelnde Akzeptanz bei i hren Altersge-
nossen. Statt ei ne "Pacs"−Regel ung nach demfranzösi-
schen Modell, schlägt das ADR eine Reihe ei nzel ner ge-
setzlicher Anpassungen etwa i m Erbschafts− und Miet-
recht vor, umden Belangen nicht−ehelicher Paare gerecht
zu werden. Ganz Rentnerpartei, warnt das ADR auch vor
ei nem möglichen Missbrauch i m Rentenwesen: Durch
das"pacsen" könnten ungerechtferti gte Rentenansprüche
auf Witwer/Witwenrenten entstehen.

Wildschweine: Wer mästet, der pestet?
Ob essti mme, dass die Regierungjetzttun wolle, was die
Grünen schon vor Monaten verlangt hatten, nämlich die
Wil dschwei ne gegen die Schweinepest zu i mpfen, wollte
Camille Gira bei der Chamber−Fragestunde amvergange-
nen Dienstag wissen. Nachdem die Bestände kräfti g re-
duziert worden seien − 12. 000erlegte Schwei ne seit 1999
− werde mani mFrühjahr mit I mpfaktionen beginnen, be-
stäti gte Landwirtschaftsminister Fernand Boden. Die
auch von TierschützerI nnenfavorisierteI mpfung wird al-
lerdi ngs von UmweltschützerI nnen und ÖkojägerI nnen
kritisiert: Sie stelle ei nen unverhältnismäßigen Ei ngriff i n
das natürliche Gleichgeweicht dar und liefere den tradi-
ti onellen JägerI nnen ei nen Vorwand, an ei ner überholten
Praxisfestzuhalten.
I nsbesondere die Fütterung ist unter Beschuss geraten,
seit die Vorschläge der Jägerföderati on i n dieser Frage
bekannt si nd: großzügi ge Winterfütterung und ganzjähr-
ti ge, üppige Kirrung (Lockfütterung). "Gegen die Wil d-
schweinemast!" war die Pressereakti on mehrerer land-
wirtschaftlicher Verbände überschrieben. Auch die Re-
gierung lehne den Vorschlag der Föderation ab, sagte
Fernand Boden. Man müsse weg von der massiven
Fütterung, das Kirren sei aber allei n schon wegen den
I mpfungen weiterhi n nöti g.

ATOMMÜLL−TRANSPORTE

Nach demCastor ist vor
demCastor

AmDonnerstagist auch
der bislang größte

Castor−Transport ansein
Ziel in Gorleben gelangt.
Massive Proteste gab es

hauptsächlichi m
Wendland.

Minuten der Transport braucht
oder verzögert wird, sondern
wieviele MenschenZivilcourage
gegen eine verantwortungslose
Atompolitik zeigen", so das Mit-
glied der "X−tausendmal qu-
er"−Initiative.
Kritik übten die AktivistInnen

nicht nur am zuweilen wenig
zi mperlichen Auftreten der Poli-
zei. "Gezielte Irreführung" der
Öffentlichkeit warf x−tausendmal
quer den Ordnungshütern vor.
"Die Polizei missbraucht ihre
Rollezur Konstruktioneines völ-
lig falschen Bildes über den ge-
waltfreienProtesti mWendland",
erklärte Pressesprecher Sören
Janssen. "Dasgrenzt anVerleum-
dung." Zur polizeilichen Taktik
gehöre die Herausgabe von
Falschmeldungen, etwa über
Fahrzeugbeschädigungen oder
die Aushöhlung eines Deiches
bei Laase. Beides entpuppte
sichals Ente.

Polizei wirdIrreführung
vorgeworfen
Auch die Behauptung, die

Schienenblockade zwischen
HamburgundLüneburghabedie
Notbremsung eines Intercity−Ex-
press ausgelöst, weisen die
Atomkraft−GegnerInnen von
sich. Wie am Donnerstag unter

andereminder Süddeutschenzu
lesen war, stufte die Polizei die
Blockade als "den bislang ge-
fährlichsten Zwischenfall" in der
Geschichte der Castor−Transpor-
te ein. Der Zug habe 150 Meter
vor denProtestierendennur des-
halb stoppen können, weil zwei
BGS−Beamten demICEentgegen-
gelaufen waren und so ein
Unglück verhinderten. Die Lüne-
burger Initiative gegen Atoman-
lagen reagierte sofort mit einer
weniger spektakulären Gegen-
darstellung: Zwar hätte der ICE
aus Hamburg tatsächlich seine
Fahrt amMittwochum10.55 Uhr
für zehn Minuten unterbrechen
müssen, er sei jedoch vorge-
warnt gewesen und hätte sich
bereits die letzten 20 Kilometer
mit verlangsamter Geschwindig-
keit genähert, etwa 400 Meter
vor der Blockade sei er zumSte-
hengekommen.
Die Versuche, die Ereignisse

zuverfälschen, sollten dazufüh-
ren, Demonstrantenzukri minali-
sieren, so die Einschätzung der
LüneburgerInitiative. Man wolle
verhindern, dass Menschen die
Hauptstreckender Castor−Trans-
porte als Aktionsraumfür ihren
Protest wahrnehmen. Nach An-
gaben der Polizei wurden bei
diesemTransport rund160 Men-
schen vorübergehend in Ge-
wahrsamgenommen.
Doch die Wendländer sind

zäh. "Danach ist i mmer davor",
hieß es nach dem Ankommen
des größten Atomtransportes in
Gorleben auf der Homepage der
Castor−Nix−Da−Kampagne, die
zugleich zum anschließenden
"Treffen in Gedelitz zum Quat-
schenundSuppeessen" einlud.

(dw)− Um7.22 Uhr war es so-
weit. Die zwölf Atommüll−Behäl-
ter trafeni mZwischenlager Gor-
leben ein. Auch die Fahrt dieses
bislang größten Castor−
Transportes war ein Hürdenlauf.
Ein Stapel brennender Autorei-
fen auf den Schienen, zwei Ca-
stor−Gegner, die sich mit einem
durch das Gleisbett führenden
Stahlrohr zusammengekettet
hattenoder Sitzblockaden muss-
ten erst aus dem Weg geräumt
werden, der Castor erreichtesei-
ne Zwischenstationin Lüneburg
mit sechs StundenVerspätung.
Behinderungsaktionen gab es

dieses Mal hauptsächlich auf
dem letzten Stück der Castor−
Reise. Der Protest in Frankreich
undi mSüdwesten Deutschlands
fiel eher dünnaus. Lediglich der
regionale Widerstand i m Wend-
land scheint ungebrochen. Etwa
1.200 Menschen waren allein in
der Nacht auf Donnerstag auf
dem letzten Stück der Castor−
Strecke zwischen Dannenberg
und Gorleben aktiv. Mit Erfolg,
insgesamt fünf Stunden lang
brauchte die Polizei, umdieSitz-
blockade aufzulösen und den
Weg für den Castor wieder frei
zu machen. Der Kampf um
Blockade−Minuten ist jedoch
nicht alles, betont Jochen Stay:
"Es ist nicht wichtig, wie viele

aktuell2
der grotesken Geschichte um
den Zukunftstischstatt. Die Grü-
nen wollten es genau wisssen:
Ihre Sprecherin Renée Wagener
präsentierte eine Resolution, in
der diePräsidentenkonferenzge-
tadelt und aufgefordert wurde,
den Beschluss vom Mai umzu-
setzen.

Parlament
verabschiedet sich
Lucien Weiler dagegen stellte

fest, es gebe eben keine Mehr-
heit mehr für die Idee des Kon-
vents, und hatte einen neuen
Vorschlag parat: Seine neue Re-
solution sah vor, dass der von
der Regierung geplante "Conseil
supérieur pour le développe-
ment durable" das Dossier Zu-
kunftsdebatte übernehmen soll.
In totalem Widerspruch zum
Mai, als die Hauptsorge der Ab-
geordneten noch die Handhabe
des Parlaments über die Debatte
gewesen war, sollte die Chamber
also nun das Heft aneinvon der
Regierungeingesetztes Gremium
abgeben. Serge Urbany (Déi
Lénk) schlussfolgerte, dass der
Parlamentsmehrheit von CSV
und DP die gemeinsame Diskus-
sion von Parlament und Zivilge-
sellschaft an der so wichtigen
Zukunftsdebatte eigentlich gar
nicht gewünscht habe.
Als Weiler dannauchnochdie

Priorität für seine Resolution
verlangte, wurde es den Grünen
zu bunt. Sie verließen unter Pro-
test den Saal. Doch die neue
CSV−Resolutionfanddiesmal nur
nochRückhaltindenReihender
Regierungsparteien: Der Mai−
Konsens wurde durch einen
Mehrheitsbeschluss ersetzt.


